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Ausschuss bei der Ausarbeitung seiner künftigen Berichte an
die Generalversammlung sehr hilfreich wäre;

12. ersucht das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen, den Wissenschaftlichen Ausschuss im Hinblick auf die
wirksame Durchführung seiner Arbeit und die Weitergabe
seiner Arbeitsergebnisse an die Generalversammlung, die
Fachwelt und die Öffentlichkeit weiter zu unterstützen;

13. appelliert an den Generalsekretär, geeignete Ver-
waltungsmaßnahmen zu ergreifen, die dem Sekretariat die an-
gemessene Betreuung des Wissenschaftlichen Ausschusses
auf vorhersehbare und nachhaltige Weise und die wirksame
Förderung der Nutzung des dem Ausschuss über seine Mit-
glieder zugänglichen wertvollen Fachwissens ermöglichen,
damit dieser die ihm von der Generalversammlung übertrage-
nen Funktionen und Aufgaben wahrnehmen kann;

14. fordert das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen nachdrücklich auf, im Einklang mit Ziffer 13 der Resolu-
tion 61/109 die gegenwärtige Finanzierung des Wissenschaft-
lichen Ausschusses zu überprüfen und zu stärken und zeitwei-
lige Finanzierungsmechanismen zur Ergänzung der bestehen-
den zu erkunden und zu prüfen, nimmt in diesem Zusammen-
hang davon Kenntnis, dass der Exekutivdirektor des Umwelt-
programms der Vereinten Nationen einen allgemeinen Treu-
handfonds zur Entgegennahme und Verwaltung freiwilliger
Beiträge zur Unterstützung der Arbeit des Wissenschaftlichen
Ausschusses eingerichtet hat, und legt den Mitgliedstaaten
nahe, die Entrichtung freiwilliger Beiträge zu dem Treuhand-
fonds zu erwägen;

15. begrüßt, dass Belarus, Finnland, Pakistan, die Repu-
blik Korea, Spanien und die Ukraine die Präsidentin der Ge-
neralversammlung im Einklang mit Ziffer 14 der Resolution
61/109 vor dem 28. Februar 2007 von ihrem Wunsch unter-
richtet haben, Mitglieder des Wissenschaftlichen Ausschus-
ses zu werden, und bittet diese sechs Mitgliedstaaten, jeweils
einen Wissenschaftler zu benennen, der als Beobachter an der
sechsundfünfzigsten Tagung des Ausschusses teilnehmen
soll;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen umfassen-
den, konsolidierten Bericht vorzulegen, der nach Bedarf im
Benehmen mit dem Wissenschaftlichen Ausschuss auszuar-
beiten ist und in dem die finanziellen und administrativen
Auswirkungen einer Erhöhung der Zahl der Ausschussmit-
glieder, die Ausstattung des Fachsekretariats und Methoden
zur Gewährleistung einer ausreichenden, gesicherten und be-
rechenbaren Finanzierung behandelt werden.

RESOLUTION 62/101
Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 17. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/403,
Ziff. 14)10.

62/101. Empfehlungen zur Verbesserung der Praxis der
Staaten und der internationalen zwischenstaatli-
chen Organisationen bei der Registrierung von
Weltraumgegenständen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf den Vertrag über die Grundsätze zur
Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der Erforschung
und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes und
anderer Himmelskörper11 (Weltraumvertrag), insbesondere
die Artikel VIII und XI,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Re-
gistrierung von in den Weltraum gestarteten Gegenständen12,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 1721 B (XVI)
vom 20. Dezember 1961,

unter Hinweis auf ihre Resolution 41/66 vom 3. Dezem-
ber 1986,

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Teilen des Be-
richts des Ausschusses für die friedliche Nutzung des Welt-
raums über seine fünfzigste Tagung13 und des Berichts des
Unterausschusses Recht über seine sechsundvierzigste Ta-
gung, insbesondere von den Schlussfolgerungen der Arbeits-
gruppe für die Praxis der Staaten und der internationalen Or-
ganisationen bei der Registrierung von Weltraumgegenstän-
den, die dem Bericht des Unterausschusses Recht als Anhang
beigefügt sind14,

feststellend, dass die Schlussfolgerungen der Arbeitsgrup-
pe und die Bestimmungen dieser Resolution weder eine maß-
gebliche Auslegung des Registrierungs-Übereinkommens
noch einen Vorschlag zu seiner Änderung darstellen,

eingedenk dessen, dass es für die Staaten von Vorteil ist,
Vertragsparteien des Registrierungs-Übereinkommens zu
werden, und dass sie durch den Beitritt zu dem Registrie-
rungs-Übereinkommen, dessen Durchführung und die Ein-
haltung seiner Bestimmungen

a) den Nutzen des nach Artikel III des Registrierungs-
Übereinkommens eingerichteten Registers der in den Welt-
raum gestarteten Gegenstände erhöhen, in dem Angaben er-
fasst werden, die von Staaten und internationalen zwischen-
staatlichen Organisationen übermittelt werden, die Tätigkei-
ten im Weltraum ausüben und erklärt haben, dass sie die
Rechte und Pflichten aus dem Registrierungs-Übereinkom-
men annehmen,

b) zusätzliche Mittel und Verfahren nutzen können, die
für die Identifizierung von Weltraumgegenständen hilfreich

10 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von dem Vertreter Frankreichs (im Namen der Ple-
nararbeitsgruppe für internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen
Nutzung des Weltraums).

11 United Nations, Treaty Series, Vol. 610, Nr. 8843. Amtliche deutsch-
sprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II S. 1967; öBGBl. Nr. 103/1968;
AS 1970 87.
12 Ebd., Vol. 1023, Nr. 15020. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1979 II S. 650; LGBl. 1999 Nr. 67; öBGBl. Nr. 163/1980;
AS 1978 240.
13 Official Records of the General Assembly, Sixty-second Session, Sup-
plement No. 20 (A/62/20),  Ziff. 209-215.
14 Siehe A/AC.105/891, Anhang III, Anlage.
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sind, insbesondere auch im Einklang mit Artikel VI des Regi-
strierungs-Übereinkommens,

feststellend, dass die Vertragsstaaten des Registrierungs-
Übereinkommens und die internationalen zwischenstaatli-
chen Organisationen, die Tätigkeiten im Weltraum ausüben
und erklärt haben, dass sie die Rechte und Pflichten aus dem
Registrierungs-Übereinkommen annehmen, dem Generalse-
kretär im Einklang mit dem Übereinkommen Angaben über-
mitteln, ein entsprechendes Register einrichten und den Ge-
neralsekretär von der Einrichtung des Registers benachrichti-
gen,

in der Erwägung, dass der Beitritt aller Staaten zu dem
Registrierungs-Übereinkommen sowie die Annahme, Durch-
führung und Einhaltung seiner Bestimmungen

a) dazu führen, dass mehr entsprechende Register ein-
gerichtet werden,

b) dazu beitragen, dass Verfahren und Mechanismen
für die Führung der entsprechenden Register und die Über-
mittlung von Angaben für das Register der in den Weltraum
gestarteten Gegenstände erarbeitet werden,

c) zu gemeinsamen Verfahren auf nationaler und inter-
nationaler Ebene für die Eintragung von Weltraumgegenstän-
den in das Register beitragen,

d) zu Einheitlichkeit im Hinblick auf die zu übermit-
telnden und in das Register einzutragenden Angaben über die
in den entsprechenden Registern geführten Weltraumgegen-
stände beitragen,

e) dazu beitragen, dass dem Register zusätzliche Anga-
ben über die in den entsprechenden Registern geführten Welt-
raumgegenstände und Angaben über Gegenstände, die sich
nicht mehr in der Erdumlaufbahn befinden, zugehen und dar-
in eingetragen werden,

feststellend, dass sich die Weltraumtätigkeiten seit dem
Inkrafttreten des Registrierungs-Übereinkommens verändert
haben, namentlich durch die kontinuierliche Entwicklung
neuer Technologien, den Anstieg der Zahl der Staaten, die
Weltraumtätigkeiten ausüben, die Verstärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung des Welt-
raums und die Zunahme der Aktivitäten nichtstaatlicher Stel-
len sowie durch Partnerschaften zwischen nichtstaatlichen
Stellen mehr als eines Landes,

in dem Wunsche, eine möglichst vollständige Registrie-
rung von Weltraumgegenständen zu erreichen,

sowie in dem Wunsche, die Zahl der Beitritte zu dem Re-
gistrierungs-Übereinkommen zu erhöhen,

1. empfiehlt im Hinblick auf den Beitritt zu dem Regi-
strierungs-Übereinkommen12

a) den Staaten, die das Registrierungs-Übereinkommen
noch nicht ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht
beigetreten sind, im Einklang mit ihrem innerstaatlichen
Recht Vertragsparteien desselben zu werden und bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem sie Vertragsparteien werden, im Einklang
mit der Resolution 1721 B (XVI) der Generalversammlung
Angaben zu übermitteln;

b) den internationalen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, die Tätigkeiten im Weltraum ausüben und die noch
nicht erklärt haben, dass sie die Rechte und Pflichten aus dem
Registrierungs-Übereinkommen annehmen, dies im Einklang
mit Artikel VII des Übereinkommens zu tun;

2. empfiehlt außerdem im Hinblick auf die Anglei-
chung der Praxis,

a) zu erwägen, hinsichtlich der Art der dem Generalse-
kretär zu übermittelnden Angaben zur Registrierung von
Weltraumgegenständen Einheitlichkeit zu erreichen und un-
ter anderem die folgenden Angaben einzuschließen:

i) gegebenenfalls die internationale Bezeichnung des
Ausschusses für Weltraumforschung;
ii) die koordinierte Weltzeit als Referenzzeit für die An-
gabe des Startdatums;
iii) Kilometer, Minuten und Grad als Standardeinheiten
für die grundlegenden Parameter der Umlaufbahn;
iv) alle über die nach dem Registrierungs-Übereinkom-
men erforderlichen Angaben zur allgemeinen Funktion
hinausgehenden nützlichen Angaben im Zusammenhang
mit der Funktion des Weltraumgegenstands;
b) zu erwägen, dem Generalsekretär geeignete Zusatz-

angaben zu den folgenden Punkten zu übermitteln:
i) gegebenenfalls die Position auf der geostationären
Umlaufbahn;
ii) jede Veränderung des Betriebszustands (unter ande-
rem, wenn ein Weltraumgegenstand nicht mehr funktions-
fähig ist);
iii) das ungefähre Datum des Zerfalls beziehungsweise
des Wiedereintritts, wenn die Staaten diese Angaben veri-
fizieren können;
iv) das Datum und die physischen Bedingungen für die
Überführung eines Weltraumgegenstands in einen Fried-
hofsorbit;
v) Internet-Verknüpfungen zu offiziellen Informatio-
nen über Weltraumgegenstände;
c) dass die Staaten, die Tätigkeiten im Weltraum aus-

üben, und die internationalen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, die erklärt haben, dass sie die Rechte und Pflichten
aus dem Registrierungs-Übereinkommen annehmen, nach der
Benennung von Anlaufstellen für ihre entsprechenden Regi-
ster die Kontaktangaben dieser Anlaufstellen dem Sekretari-
ats-Büro für Weltraumfragen zuleiten;

3. empfiehlt ferner im Hinblick auf eine möglichst
vollständige Registrierung von Weltraumgegenständen,

a) auf Grund der komplexen Verantwortungsstrukturen
bei den internationalen zwischenstaatlichen Organisationen,
die Tätigkeiten im Weltraum ausüben, eine Lösung für den
Fall zu suchen, dass eine solche Organisation noch nicht er-
klärt hat, dass sie die Rechte und Pflichten aus dem Registrie-
rungs-Übereinkommen annimmt, und eine allgemeine Lö-
sung vorzusehen, nach der internationale zwischenstaatliche
Organisationen, die Tätigkeiten im Weltraum ausüben, Regi-
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strierungen vornehmen können, wenn unter den Mitgliedstaa-
ten dieser Organisationen kein Konsens über die Registrie-
rung besteht;

b) dass der Staat, von dessen Hoheitsgebiet oder Anla-
gen ein Weltraumgegenstand gestartet wurde, sich in den Fäl-
len, in denen keine vorherige Vereinbarung getroffen wurde,
mit den Staaten beziehungsweise mit den internationalen zwi-
schenstaatlichen Organisationen, die als „Startstaaten“ gelten
könnten, in Verbindung setzt, um gemeinsam festzulegen,
welcher Staat oder welche Stelle den Weltraumgegenstand
registrieren soll;

c) im Falle eines gemeinsamen Starts von Weltraumge-
genständen jeden Weltraumgegenstand gesondert zu regi-
strieren und die Weltraumgegenstände unbeschadet der Rech-
te und Pflichten der Staaten und im Einklang mit dem Völker-
recht, einschließlich der anwendbaren Weltraumverträge der
Vereinten Nationen, in das entsprechende Register des Staa-
tes einzutragen, der nach Artikel VI des Weltraumvertrags11

für den Betrieb des Weltraumgegenstands zuständig ist;

d) dass die Staaten den ihrer Hoheitsgewalt unterste-
henden Anbietern von Dienstleistungen für den Start von
Weltraumgegenständen nahe legen, deren Eigentümern
und/oder Betreibern zu raten, sich bezüglich der Registrie-
rung dieses Weltraumgegenstands an die zuständigen Staaten
zu wenden;

4. empfiehlt, dass nach einem Wechsel der Aufsicht
über einen auf einer Umlaufbahn befindlichen Weltraumge-
genstand

a) der Registerstaat dem Generalsekretär in Zusam-
menarbeit mit dem nach Artikel VI des Weltraumvertrags zu-
ständigen Staat unter anderem die folgenden zusätzlichen An-
gaben übermitteln könnte:

i) das Datum des Wechsels der Aufsicht;

ii) Angaben zur Identität des neuen Eigentümers oder
Betreibers;

iii) jede Veränderung der Position auf der Umlaufbahn;

iv) jede Veränderung der Funktion des Weltraumgegen-
stands;

b) der nach Artikel VI des Weltraumvertrags zuständi-
ge Staat dem Generalsekretär die genannten Angaben über-
mitteln könnte, wenn es keinen Registerstaat gibt;

5. ersucht das Büro für Weltraumfragen,

a) allen Staaten und internationalen zwischenstaatli-
chen Organisationen ein Muster-Registrierungsformular zur
Verfügung zu stellen, aus dem hervorgeht, welche Angaben
dem Büro für Weltraumfragen zu übermitteln sind, um ihnen
bei der Übermittlung von Registrierungsangaben behilflich
zu sein;

b) über seine Website die Kontaktangaben der Anlauf-
stellen zu veröffentlichen;

c) auf seiner Website Verknüpfungen zu den entspre-
chenden Registern mit Internet-Präsenz einzurichten;

6. empfiehlt den Staaten und den internationalen zwi-
schenstaatlichen Organisationen, dem Büro für Weltraumfra-
gen über neue Entwicklungen im Zusammenhang mit ihrer
Praxis bei der Registrierung von Weltraumgegenständen Be-
richt zu erstatten.

RESOLUTION 62/102

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 17. Dezember 2007,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 171 Stimmen bei 2 Ge-
genstimmen und 6 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/62/404, Ziff. 15)15:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominika-
nische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien,
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kon-
go, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahi-
rija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauriti-
us, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik,
Myanmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz,
Senegal, Serbien, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Sy-
rische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tu-
nesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Verei-
nigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Nauru.
Enthaltungen: Kamerun, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-

rierte Staaten von), Palau, Vanuatu, Vereinigte Staaten von Ame-
rika.

15 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Bahrain, Bangla-
desch, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dschibuti, ehemali-
ge jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Guinea, Indonesien, Irak, Irland, Italien, Jemen, Jordani-
en, Katar, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lettland, Libanon, Litau-
en, Luxemburg, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Nami-
bia, Niederlande, Norwegen, Oman, Österreich, Polen, Rumänien, Sau-
di-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Slowakei, Slowenien, Spani-
en, Südafrika, Sudan, Tschechische Republik, Tunesien, Ungarn, Verei-
nigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Zypern und Palästina.




